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A. Mündliche Fragen gemäß 1. der Richtlinien 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 

1. Abgeordneter Werden die deutschen Entwicklungshelfer nach 

Sdiedl wie vor sicherheitsmäßig überprüft, oder beab- 

sichtigt die Bundesregierung, dieses Verfahren 
zu ändern? 

2. Abgeordneter Wie hoch war in den letzten Jahren der Anteil 

Sdiedl der Entwicklungshelfer, gegen die bei der 

Einstellung aus Sicherheitsgründen Bedenken 
erhoben wurden, und sind diese dennoch ein- 
gestellt worden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


3. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Dr. Gleissner die vor Wochen erfolgte persönliche Werbung 

des Bundesjustizministers in den Straßen Mün- 
chens für die erst vor kurzem erlassenen Mie- 
terschutzgesetze im krassen Gegensatz zu den 
sozial-, wohnungs- und um weltpolitisch nega- 
tiven Auswirkungen seines Einsatzes für Mün- 
chen als Sitz des Europäischen Patentamts 
steht, und daß der bekanntgewordene Stand- 
ort an der Isar den Widerstand der gesamten 
Münchner Öffentlichkeit zur Folge hat? 

4. Abgeordneter Teilt die Bimdesregierung die Auffassung, daß 
Dr. Gleissner München unter allen Städten der Bundesrepu- 
blik Deutschland die am meisten überlastete 
Stadt ist und daß durch den vorgesehenen 
Stand des Europäischen Patentamts an der Isar 
nahe der City unlösbare Folgeprobleme ent- 
stehen? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


5. Abgeordneter Welche Vorschriften sind für solche Landwirte 
Horstmeier beabsichtigt, die nach dem einzelbetrieblichen 

Förderimgs- und sozialem Ergänzungspro- 
gramm gefördert wurden, jedoch danach aus 
unvorhergesehenen Gründen ihren Betrieb 
veräußern oder verpachten, um z, B. die Land- 
abgaberente oder die Zuschüsse für den nach- 
träglichen Eintritt in die gesetzliche Renten- 
versicherung zu erhalten? 
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6. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, dafür zu sor- 

Horstmeier gen, daß die Vorschriften nicht nur nicht den 

reibungslosen Strukturwandel behindern, son- 
dem auch unnötige Härten für die Betroffenen 
vermeiden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


7. Abgeordneter Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregie- 

Jung rung, um eine Umweltgefährdung durch radio- 

aktive Kontamination und Erwärmung des 
Rheins zu verhindern, welche durch die Mas- 
sierung von Kernkraftwerken am Oberrhein 
im Raum Breisbach (4000 Megawatt) und Fes- 
senheim/Elsaß (5600 Megawatt) entsteht? 

8. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Pressemeldungen 

Wrede bestätigen, nach denen die Arbeitsgemein- 

schaft Olympia-Lichtdach (ARGE) weitere 
10 Millionen Mark für den Bau des „Zelt- 
dachs" gefordert hat und damit die derzeitigen 
Gesamtkosten auf rund 175 Millionen Mark 
steigen würden? 

9. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die 

Wrede Zusage der Olympia-Baugesellschaft vom 

14. Oktober 1971 vor dem Bundestagsaus- 
schuß für Sport und Olympische Spiele noch 
eingehalten werden kann, die Gesamtkosten 
für die Ausrichtung der Olympischen Spiele 
1972 in Höhe von 1972 Millionen Mark würden 
nicht überschritten? 

10. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung gegen die 

Dr. Schneider Absicht der Kommunistischen Partei Italiens 

(Nürnberg) zu unternehmen, in der Bundesrepublik 

Deutschland Betreuungstellen für italienische 
Gastarbeiter einzurichten? 

11. Abgeordneter Treffen Pressemitteilungen zu, wonach das 

Dr, Riedl Architektenhonorar für das Olympia-Zeltdach 

(München) in München 13 Millionen DM beträgt? 

12. Abgeordneter Ist damit zu rechnen, daß alsbald eine Auf- 

Schulte Stellungsweisung des Bundes für die Einord- 

(Schwäbisch nung der LSHD-Einheiten in die Basisorgani- 

Gmünd) sation des Zivilschutzes ergeht? 

13. Abgeordneter Wieviel und welche wissenschaftlichen Ein- 

Heyen richtungen bestehen an Universitäten und 

sonstigen wissenschaftlichen Institutionen in 
der Bundesrepublik Deutschland und West- 
Berlin zur Erforschung der Probleme des Um- 
weltschutzes, insbesondere der Abfallbeseiti- 
gung? 


3 



Drucksadle VI/3075 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


14, Abgeordneter 
Heyen 


15. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 


16, Abgeordneter 

Freiherr 
von Firdts 


17. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 


18. Abgeordneter 

Dr. Sperling 


19. Abgeordneter 

Dr. Sperling 


20. Abgeordneter 

Fiebig 


21. Abgeordneter 

Fiebig 


22. Abgeordneter 

Bäuerle 


Hält die Bundesregierung eine stärkere Koo- 
peration zwischen diesen wissenschaftlichen 
Institutionen für erforderlich, und gedenkt sie, 
diese gegebenenfalls durch eigene Maßnah- 
men zu fördern? 


Kann die Bundesregierung mitteilen, wann mit 
der Zuleitung des Entwurfs des Vierten Unter- 
haltshilfeanpassungsgesetzes an den Bundes- 
tag gerechnet werden kann, nachdem der 
Bundesrat bereits in seiner Sitzung vom 
3. Dezember 1971 zu dem Gesetzentwurf Stel- 
lung genommen hat? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die in der Rentenskala ohnehin an letzter 
Stelle stehenden und durch die überdurch- 
schnittliche Teuerung daher am härtesten be- 
troffenen Empfänger von Kriegs Schadenrente 
nach dem Lastenausgleich als einziger Rent- 
nergruppe die ab 1. Januar 1972 zu erhöhende 
Rente nicht länger vorenthalten werden sollte? 


In welcher Weise gedenkt die Bundesregie- 
rung, der durch Bundesinnenminister Gensdier 
wiederholt erteilten Absage an politische Ex- 
tremisten im öffentlichen Dienst Rechnung zu 
tragen? 


Trifft es zu, daß die Laufbahnverordnung für 
Bundesbeamte noch immer den Ausdruck 
„Hilfsschüler" kennt, obwohl nach den Schul- 
gesetzen der Länder ein solcher Schultyp 
unbekannt ist? 


Mit welchen öffentlichen Mitteln wird die im 
Berufsförderungs werk Heidelberg (Stiftung 
Rehabilitation) für den August 1972 geplante 
„Olympiade der Behinderten" unterstützt, und 
welches Interesse hat dieses Vorhaben bisher 
bei der Bundesregierung und bei Sportver- 
bänden gefunden? 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Schutzräume, die in der Zeit des zweiten 
Weltkriegs errichtet wurden, weiter zu erhal- 
ten sind? 


Hält die Bundesregierung weiterhin an der 
Vorschrift fest, daß im Fall des Abbruchs von 
Schutzräumen und Luftschutzbunkern aus dem 
zweiten Weltkrieg durch die Kommunen Er- 
satzbauten geschaffen werden müssen? 


Bis zu welchem Zeitpunkt ist mit der in Aus- 
sicht gestellten Rechts Verordnung zum 1. Bes 
VNG zu rechnen? 
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23. Abgeordneter 

Bäuerle 


24. Abgeordneter 

Dr. Enders 


25. Abgeordneter 

Dr. Enders 


26. Abgeordneter 

Zebisch 


27. Abgeordneter 

Zebisch 


28. Abgeordneter 

Hom 


29. Abgeordneter 

Horn 


30. Abgeordneter 

Brück 

(Köln) 


31. Abgeordneter 

Brück 

(Köln) 


Welche Verbesserungen wird diese Rechtsver- 
ordnung speziell für die Polizeivollzugsbeam- 
ten mit sich bringen? 

Wie wirkt sich § 4 der Verordnung zu § 137 
des Bundesbeamtengesetzes aus, wonach für 
Bundesbeamte bei stationärer Behandlung 
nach einem Dienstunfall bis einschließlich der 
Besoldungsgruppe A 7 die Kosten für die III. 
Pflegeklasse, ab Besoldungsgruppe A8 die 
Kosten für die II. Pflegeklasse und ab Besol- 
dungsgruppe B 2 die Kosten für die I. Pflege- 
klasse übernommen werden und nur auf ärzt- 
liche Anordnung die Erstattung der Kosten 
für die nächsthöhere Pflegeklasse erfolgen 
kann? 

Hält die Bundesregierung aus gesundheits- 
und sozialpolitischen Gründen eine Änderung 
der Eingruppierung für notwendig? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob die neo- 
fachistisdie Organisation „NPD- Aktion W" 
gemeinsam mit den neonazistischen Jugend- 
organisationen „Wiking- Jugend", „Bund hei- 
mattreuer Jugend" und „Jugendbund Adler" 
für die Zeit der Olympischen Spiele in Mün- 
chen Störungsaktionen planen und eine „Ge- 
gen-Olympiade" vorbereiten? 

Was will die Bundesregierung unternehmen, 
um solche oder ähnliche Störungen zu verhin- 
dern? 

Trifft es zu, daß die von der deutschen Auto- 
mobilindustrie in die Vereinigten Staaten ex- 
portierten Personenkraftwagen mit einer wirk- 
sameren Abgasentgiftungsanlage ausgestattet 
sein müssen als die für den deutschen Markt 
bestimmten Autos? 

Wenn ja, ist die Bundesregierung bereit, 
diese Bestimmungen aus Gründen des Um- 
weltschutzes auch für den Binnenmarkt zu 
übernehmen? 

Wie viele Polizeibeamte waren in der Groß- 
fahndung am 13. Januar 1972, die auf Grund 
des § 4 des Gesetzes über das Bundeskrimi- 
nalamt von der Sicherungsgruppe Bonn des 
Bundeskriminalamtes zentral koordiniert wur- 
de, in der Zeit von 11.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
eingesetzt? 

Worauf führt es die Bundesregierung zurück, 
daß Radio Luxemburg am selben Tag um 9.30 
Uhr einen allgemeinen Hinweis auf diese 
Polizeiaktion geben konnte, und daß der 
Südwestfunk um 11.00 Uhr und der NDR um 
12.00 Uhr ähnliche Meldungen sendete? 
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32. Abgeordneter Ist es dem Erfolg einer soldien Großfahn- 

Miltner düng dienlidi, wenn deutsche Rundfunksender 

während der Fahndung detaillierte Angaben 
über den Polizeieinsatz machen? 

33. Abgeordneter Liegt der Grund für die zeitliche Begrenzung 

Miltner der Fahndungsaktion am 13. Januar 1972 in 

der Erkenntnis der Ermittlungsbehörden, daß 
wegen der Berichte der Rundfunkanstalten ein 
Erfolg der Fahndung nicht mehr zu erwarten 
war? 

34. Abgeordneter Sind im Jahre 1971 dem Bundeskriminalamt 

Dr. Stark im Rahmen seiner polizeilichen Aufgaben zur 

(Nürtingen) Strafverfolgung Fälle bekanntgeworden, in de- 

nen die polizeiliche Verfolgung von Straf- 
tätern durch die Berichterstattung und die 
Recherchen am Ort von Presse und Rundfunk 
behindert oder vereitelt wurden? 

35. Abgeordneter Welche Maßnahmen können von der Bundes- 

Dr. Stark regierung, gegebenenfalls in Zusammenarbeit 

(Nürtingen) mit den Regierungen der Bundesländer ge- 

troffen werden, damit die polizeiliche Ermitt- 
lung und Verfolgung von Straftätern nicht 
durdi die Berichterstattung und die Recher- 
chen von Informationsmedien in ihrer Wirk- 
samkeit beeinträchtigt werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


36. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Hanz Eisenbahn Frankreichs (SNCF) französischen 

Tonlieferanten für den Italien-Export soge- 
nannte Treuerabatte gewährt, denen Subven- 
tionscharakter zukommt, wodurch die ohne- 
hin auf Grund währungspolitischer Maßnah- 
men der Bundesregierung schon benachteilig- 
ten Tongruben des Westerwalds vom italieni- 
schen Markt verdrängt werden? 

37. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, der 

Hanz Westerwälder Tonindustrie beim Export glei- 

che Wettbewerbschancen zu sichern, damit in 
diesem Bundesausbaugebiet die Arbeitsplätze 
nicht noch zusätzlich gefährdet werden? 

38. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung trotz der 

Weigl prekären Beschäftigungslage in der Porzellan- 

industrie eine deutliche Überziehung des Ein- 
fuhrkontingents für dekoriertes und undeko- 
riertes Porzellan aus Mitteldeutschland im 
Jahre 1971 zugelassen hat? 


6 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksadle Vl/3075 


39. Abgeordneter 

Weigl 


40. Abgeordneter 

Wolfram 


41. Abgeordneter 

Wolfram 


42. Abgeordneter 

Dasch 


43. Abgeordneter 

Dasch 


44. Abgeordneter 

Höcherl 


45. Abgeordneter 

Dr. Evers 


46. Abgeordneter 

Dr. Evers 


Wie haben sich die Porzellaneinfuhren in den 
Jahren 1969, 1970 und 1971 entwickelt, einge- 
teilt auf Einfuhren aus osteuropäischen Län- 
dern, aus Japan und aus Mitteldeutschland? 


Trifft es /.u, daß im Geschäftsbericht 1971 der 
Düsseldorfer Firma „Interfinanz GmbH & Co. 
KG" eine Aufforderung zu bewußter Steuer- 
hinterziehung enthalten ist? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
diese Anforderung gegen geltendes Bundes- 
recht verstößt? 

Wie hoch beläuft sich nach Ansicht der Bun- 
desregierung für das Jahr 1971 die Wirt- 
schaftserschwernis des Volkswagenwerks bei 
ihren Exporten in die USA? 

Sieht die Bundesregierung im schlechteren 
Betriebsergebnis des VW-Werks eine mangel- 
hafte unternehmerische Leistung, oder kann 
sie zugestehen, daß der schlechtere Ertrag des 
VW-Werks durch die außenwirtschaftlichen 
Maßnahmen der Bundesregierung und die 
veränderten Gewinnchancen deutscher Unter- 
nehmen 1970/1971 entstanden ist? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen der 
Berlinhilfe durch Auflagen oder andere Maß- 
nahmen dafür zu sorgen, daß die angesichts 
der ungünstigen Altersstruktur der Berliner 
Bevölkerung desolate Situation auf dem Ge- 
biet der Altersheime verbessert wird? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Grenze von 150 000 DM, bis zu der nach 
dem Einkommensteuergesetz und der Ein- 
kommensteuer-Durchführungsverordnung Ein- 
familienhäuser in den ersten acht Jahren nach 
Baufertigstellung mit erhöhten Sätzen abge- 
schrieben werden können, auf Grund der stark 
gestiegenen Baukosten nicht mehr den realen 
Verhältnissen entspricht, und daß die Beibe- 
haltung dieser Grenze gegenwärtig wegen des 
Fortfalls jeder Abschreibungsmöglichkeit für 
Privatpersonen für den über 150 000 DM hin- 
ausgehenden Betrag zu erheblichen sozialen 
Härten führt? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Grenze 
von 150 000 DM kurzfristig auf einen Betrag 
von etwa 200 000 DM anzuheben, um unteren 
und mittleren Einkommensbeziehern auf diese 
Weise einen geringen Ausgleich für die ein- 
getretenen Baupreissteigerungen zu ermögli- 
chen, nachdem der Referentenentwurf eines 
Einkommensteuergesetzes eine Änderung des 
bisherigen Berechnungsverfahrens nicht vor- 
sieht? 
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47. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele 

Zink Arbeitnehmer in den letzten Jahren wegen 

bezogener Streikunterstützungen einkommen- 
steuerlich erfaßt worden sind, und hat die 
Bundesregierung in diesem Zusammenhang 
eine gleichmäßige steuerliche Behandlung aller 
betroffenen Arbeitnehmer sichergestellt? 

48. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung von 

Zink Gewerkschaftsvertretern, daß aufgrund der 

Aufgaben der Gewerkschaften Beiträge an 
sie überwiegend Aufwendungen zur Zukunfts- 
sicherung bzw. Aufwendungen für staatspoli- 
tische Zwecke sind und sie dementsprechend 
steuerlich als Sonderausgaben einzustufen 
wären? 

49. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Ansicht des 

Vogt BFH — Urteil vom 30. Oktober 1970 zu VI 

R 273/67 — , daß Streikunterstützungen von 
Gewerkschaften einkommensteuerpflichtige 
Einnahmen sind, und wie begründet sie gege- 
benenfalls diese Ansicht? 

50. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung, insbesondere 

Vogt auch im Hinblick auf das Koalitionsrecht nach 

Art. 9 Abs. 3 GG, für gerechtfertigt, daß Streik- 
unterstützungen als Ersatzeinkünfte aus nicht- 
selbständiger Tätigkeit einkommensteuer- 
pflichtig sind (BFH-Urteil vom 30. Oktober 
1970, VI R 273/67 — Bundessteuerblatt 1971, 
Teil II, Seite 138), während aus gleichem An- 
laß gewährte Sozialhilfe nicht der Einkommen- 
steuer unterliegt? 

51. Abgeordneter Ist der Bundesminister für Wirtschaft und 

Dr. Wittmann Finanzen mit der Angelegenheit des Steuer- 
(München) Schuldners Bosse befaßt worden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


52. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, Informa- 

Walkhoff tionsschriften zum Wohngeld, zum Mietrecht 

und zu anderen auch für Gastarbeiter wichti- 
gen Fragen zukünftig auch in fremdsprachigen 
Fassungen herauszugeben? 

53. Abgeordnete Wie lange dauert es im Durchschnitt, bis eine 

Frau Funcke Witwe nach dem Todes ihres sozialversicher- 

ten Ehemanns ihre Rente bekommt, wenn der 
Ehemann vor seinem Tode Rentner war, oder 
wenn er noch nicht Rentner war? 
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54. Abgeordnete Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit 
Frau Fundce zu bewirken, daß die Zeit bis zur ersten Aus- 
zahlung der Witwenrente verkürzt wird, weil 
die betroffenen Witwen zumeist finanziell 
nicht in der Lage sind, längere Wartezeiten 
zu überbrücken? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


55. Abgeordneter Haben in den Lehrgängen für Soldaten zur 
Dr. Kreutzmann Truppenoffzierausbildung bisher auch Lehr- 
gangsteilnehmer mit Volksschulbildung die 
Qualifikation zum Truppenoffizier zuerkannt 
bekommen? 

56. Abgeordneter In welchem Verhältnis stehen diese Soldaten 
Dr. Kreutzmann zu Soldaten mit Realschul- und Gymnasial- 
ausbildung? 

57. Abgeordneter Ist der Bundesregierung die schwierige finan- 

Dr. Häfele zielle Situation von Kindergärten in Garni- 

songemeinden bekannt, die sich aus dem sehr 
starken Besuch dieser Kindergärten durch 
Kinder von Bundeswehrangehörigen ergibt? 

58. Abgeordneter Welche Maßnahmen wird die Bundesregie- 

Dr. Häfele rung ergreifen, um die Träger der Kinder- 

gärten in diesen Gemeinden — also Kirchen, 
Körperschaften der freien Wohlfahrtspflege, 
Gemeinden o. ä. — , die durch die hohen 
laufenden Kosten überfordert sind, zu unter- 
stützen, und ist sie beispielsweise bereit, 
Finanzhilfen bei der laufenden Kostendeckung 
zu leisten? 

59. Abgeordneter Trifft es zu, daß — z. B. vor kurzem in einem 

Kater Bundeswehrsanitätsdepot im Kreis Wetzlar — 

Verbandsmaterial aus Bundeswehrbeständen 
nach jahrelanger Lagerung tonnenweise aus- 
sortiert und in Mülldeponien abgelagert wird? 

60. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung keine Möglichkeit, 

Kater durch lange Lagerung unbrauchbar geworde- 

nes Verbandsmaterial der Bundeswehr ge- 
meinnützigen Einrichtungen wie z. B. dem 
Deutschen Roten Kreuz für Ausbildungs- 
zwecke zur Verfügung zu stellen? 

61. Abgeordneter Welche Richtlinien bestehen beim Bundes- 

Lenzer minister der Verteidigung hinsichtlich der Ver- 

wendung von altem Verbandsmaterial aus 
Lagerbeständen der Bundeswehr {ggf. Ver- 
nichtung, Verteilung an interessierte gemein- 
nützige Organisationen usw.)? 
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62. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung dem 

Damm sozialdemokratischen Bürgermeisterkandida- 

ten in Unterhaching (Freistaat Bayern) eine 
größere Anzahl von Exemplaren des Weiß- 
buches 1971/1972 zur Verfügung gestellt hat, 
damit er sie mit einem Begleitbrief an die 
Angehörigen der Bundeswehr in seinem Wahl- 
bezirk versenden konnte, und wie viele Exem- 
plare waren es gegebenenfalls? 

63. Abgeordneter Hat die Bundesregierung das Weißbuch 1971/ 

Damm 1972 zum Zweck der Werbung für Parteikan- 

didaten oder für Parteien auch in anderen 
Fällen zur Verfügung gestellt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

64. Abgeordneter Treffen Meldungen aus Frankreich zu, wonach 

Josten die Bundesregierung das „Deutsch-Französi- 

sche Jugendwerk" nicht mehr wie in früheren 
Jahren unterstützen will? 

65. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die geplan- 

Prinz zu Sayn- ten Maßnahmen der amerikanischen Nah- 

Wittgenstein- rungs- und Arzneimittelbehörde (FDA) zur 

Hohenstein Einschränkung des Hexachlorophenverbrauchs, 

und welche Gesichtspunkte sind dafür aus- 
schlaggebend, den in den USA seit 1969 durch- 
geführten Tierversuchen, die die Gefährdung 
durch das in vielen kosmetischen und phar- 
mazeutischen Produkten verwendete Hexa- 
chlorophen bestätigen, nicht angemessene 
Maßnahmen folgen zu lassen? 

66. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregier\mg die ver- 

Dr. Gnihl öffentlichten Versuchsergebnisse über die Aus- 

wirkungen des antibakteriellen Hemmstoffes 
Hexachlorophen, und wird die Bundesregie- 
rung die Bevölkenmg über die möglichen Ge- 
fahren von Hexachlorophen auch beim Ge- 
brauch vor allem von Kosmetika aufklären? 

67. Abgeordnete Sind der Bundesregierung amerikanische Un- 
Frau Dr. Henze tersuchungen bekannt, daß das in vielen phar- 
mazeutischen und kosmetischen Produkten 
— z. B. in Desinfektionsmitteln, die zum 
Waschen von Babys gebraucht werden, in Sei- 
fen, Zahncremes, Mundwasser, Rasierwasser, 
Desodorantien, Intimsprays — enthaltene He- 
xachlorophen Gesundheitsschäden, u. a. Ge- 
himschäden, hervorrufen, und welche Maß- 
nahmen zum Schutz des Verbrauchers hat die 
Bmidesregienmg bereits eingeleitet oder be- 
absichtigt? 
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68. Abgeordneter 
Härzsdiel 


Wie hoch waren die Kostensteigerungen bei 
den Pflegesätzen in Alters- und Pflegeheimen 
im vergangenen Jahr? 


69. Abgeordneter 
Härzschel 


Wie stark wurde durch diese Kostensteige- 
rung die Sozialhilfe belastet? 


70. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung unternommen, 
Pieroth um eine sachgerechte Weiterverwendung des 

Lazarettschiffes „Helgoland", das mit erheb- 
lichen Steuermitteln eingerichtet wurde, zu 
ermöglichen? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


71. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


72. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


73. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


74. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


75. Abgeordneter 
Seefeld 


Welche Maßnahmen trifft die Bundesregie- 
rung im Hinblick auf die Erarbeitung einer 
Konzeption für ein integriertes Gesamtver- 
kehrssystem, das das wesentliche Strukturele- 
ment Luftverkehr berücksichtigt, und wie kön- 
nen Fehlinvestitionen vermieden werden, 
wenn geplante Investitionen für die Verkehrs- 
bereiche Straße und Schiene nicht mit den 
Investitionen im Luftverkehr genügend abge- 
stimmt werden? 

Wie werden Flughafenplanungen der Länder 
vom Bund miteinander abgestimmt, und wel- 
chen Widerhall findet dies in den Vorstellun- 
gen der Bundesraumordnung? 

Hält die Bundesregierung die Entscheidung 
der Deutschen BundeslPahn für richtig, die 
mehrfach zugesagte Elektrifizierung der Bun- 
de sbahnstr ecke Lehrte — Braunsdiweig — ^Helm- 
stedt bei den Planungen für die Haushalts- 
jahre 1972/1973 unberücksichtigt zu lassen 
(Antwort auf meine Anfrage, Stenographi- 
scher Bericht über die 158. Sitzung am 10. De- 
zember 1971, Seite 9112), und was gedenkt sie 
zu tun, um ihre früher mehrfach geäußerte 
Bereitschaft, bei Finanzbeteilung Niedersach- 
sens die Elektrifizierung durchzuführen, nun- 
mehr zu realisieren? 

Welche Finanzbeteiligung des Landes Nieder- 
sachsen erwartet die Bundesregierung bei der 
Elektrifizierung der Strecke Lehrte — ^Braun- 
schweig — Helmstedt? 

Entsprechen Meldungen über eine verstärkte 
Zunahme des Bahnfrevels, also Zerstörungen 
und Beschädigungen von Einrichtungen der 
Deutschen Bundesbahn, durch Jugendliche der 
Wahrheit, und welche Maßnahmen werden zur 
Verhinderung solcher Übeltaten ergriffen? 
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76. Abgeordneter 
Seefeld 


77. Abgeordneter 

Weber 

(Heidelberg) 


78. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


79. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 


80. Abgeordneter 
Rawe 


81. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Hermann 


82. Abgeordneter 

Lemmridi 


83. Abgeordneter 
Lemmridi 


Gedenkt die Bundesregierung dafür zu sorgen, 
daß die Schlösser der Sicherheitsgurte in Kraft- 
fahrzeugen — wie es bei der Luftfahrt der 
Fall ist — genormt werden, damit die vom 
Benutzer oder vom Helfer bei Unglücksfällen 
durchzuführenden Handgriffe beim öffnen der 
Sicherheitsgurte immer die gleichen sind? 

Teilt die Bundesregierung die von Bundes- 
kehrsminister Leber im Mai 1968 bei jährlichen 
Bundesleistungen an die Deutsche Bundes- 
bahn in Höhe von rund 3 Milliarden DM ge- 
troffene Feststellung, daß es bei der Deut- 
schen Bundesbahn vor allem wichtig sei, dem 
rapiden Anstieg der Bundesleistimgen sofort 
Einhalt zu gebieten, weil sonst jede zukünf- 
tige Finanzplanung gesprengt würde, und gilt 
diese Feststellung nunmehr auch für die 
Deutsche Bundespost? 


Wann wird die Bundesregierung die in der 
Regierungserklräung vom Oktober 1969 für 
diese Legislaturperiode versprochene Abnah- 
me der Schuldenlast bei der Deutschen Bun- 
desbahn realisieren? 

Stimmt die Bundesregierung mit der Auffas- 
sung des Bundesverkehrsministers überein, 
daß die Deutsche Bundesbahn, wenn sie ein 
Privatunternehmen wäre, den Gang zum Kon- 
kursrichter antreten müßte? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die zu- 
künftige finanzielle Entwicklung bei der Deut- 
schen Lufthansa? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Deutsche 
Bundesbahn zu einer Überprüfung der geplan- 
ten Intercity-B-Linie Dortmund — Paderborn — 
Kassel dahin gehend zu veranlassen, daß eine 
Anbindung an das Intercity-A-Netz in Kassel 
im Nord-Süd- Verkehr mit höchstens einmali- 
gem Umsteigen ermöglicht wird? 

Ist es richtig, daß das von Bundesverkehrs- 
minister Leber dem Deutschen Bundestag zu- 
nächst für Mitte vorigen Jahres versprochene 
„Gesamtkonzept zur Verbesserung des öffent- 
lichen Personennahverkehrs" bereits vor Mo- 
naten fertiggestellt worden ist, und daß 
schwerwiegende Meinungsverschiedenheiten 
zwischen den Bundesressorts dessen Vorlage 
an den Deutschen Bundestag bisher verzögert 
haben? 

Welche Gesetze müssen in Durchführung die- 
ses Gesamtkonzepts geändert werden, und 
welche Materien werden im einzelnen betrof- 
fen? 
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84. Abgeordneter 

Hofmann 


85. Abgeordneter 

Hofmann 


86. Abgeordneter 

Büduier 


87. Abgeordneter 

Büdmer 


88. Abgeordneter 

Lenzer 


89. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 


90. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 


91. Abgeordneter 

Dr. Dübber 


92. Abgeordneter 

Dr. Dübber 


93. Abgeordneter 

Orgaß 


Wer wird die Betriebsführung und Unterhal- 
tung der künftigen Hodileistungssdinellbahn 
wahrnehmen? 

Trifft es zu, daß die Hodileistungssdmell- 
batin- Studiengruppe der Deutschen Bundes- 
bahn abgebaut werden soll? 

Kann die Bundesregierung mitteilen, ob und 
gegebenenfalls welche rechtlichen Vorschrif- 
ten bestehen, die die Inanspruchnahme von 
verbilligten Übersee-Sonderflügen an die Mit- 
gliedschaft in besonderen Vereinen bindet? 

Kennt die Bundesregierung die Anzahl solcher 
Vereinigungen, und wie beurteilt sie deren 
Zielsetzung und Geschäftsgebaren? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
lichkeit, einer erhöhten Gefährdung der Be- 
nutzer von Schulbussen dadurch zu begegnen, 
daß durch entsprechende Änderungen der 
StVZO bzw. StVO Schulbusse eine einheit- 
liche, nur diesen Fahrzeugen vorbehaltene 
Kennzeichnung erhalten, und daß ein Vorbei- 
fahren an haltenden Schulbussen bei Betäti- 
gung der Blinkanlage generell untersagt wird? 

Treffen Meldungen zu, wonach die Bundes- 
regierung bereit ist, an allen Bundesfern- 
straßen die Errichtung von Elektrozäunen ge- 
gen Wildunfälle zu übernehmen, wenn sich 
die Jagdausübungsberechtigten mit lOVo an 
den Errichtungskosten beteiligen und die Un- 
terhaltslasten übernehmen? 

Hält die Bundesregierung an ihren Richtlinien 
vom 21. Juni 1971 und insbesondere daran 
fest, daß solche Zäune nur in Revieren infrage 
kommen, in denen pro 100 ha mehr als 
12 Rehe gezählt werden? 

Hält die Bundesregierung als Gesellschafterin 
der Berliner Flughafen GmbH den Bau von 
Fluggastbrücken in Berlin-Tegel für zweck- 
mäßig, nachdem das Ein- und Aussteigen in 
Köln-Wahn mit Fluggastbrücken doppelt so 
lange dauert? 

Stimmt es, daß die Einführimg von Vorfeld- 
bussen in Berlin-Tempelhof die Flugpreise um 
mindestens eine Mark pro Flug verteuern 
würde? 

Wie beurteilt die Bundesregierung das Vor- 
gehen des Verbandes für das Personenver- 
kehrsgewerbe in Hamburg, welcher mit Unter- 
stützung einer Vielzahl von Verbänden, wie 
ADAC, Bundesverkehrswacht, Telegraphen- 
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94. Abgeordneter 

Orgaß 


95. Abgeordneter 

Breidbadi 


96. Abgeordneter 

Niegel 


97. Abgeordneter 

Sdiulte 

(Schwäbisdi 

Gmünd) 


98. Abgeordneter 

Konrad 


99. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Hermann 


amt, Güternah- und -fernverkehr u. a., sich 
bemüht, durch Beleuchtung von Hausnummern 
die Verkehrsgefährdung durch langsam fah- 
rende, suchende Fahrzeuge zu vermeiden, 
wenn sie dabei bedenkt, daß allein in Ham- 
burg durch den ärztlichen Notdienst ca. 
150 000 Einsätze jährlich, die Hamburger Kran- 
kenwagenzentrale ca. 137 000 Einsätze jähr- 
lich und das Taxengewerbe ca. 10 000 Einsätze 
in 24 Stunden gefahren werden, und daß häu- 
fig das Leben und die Gesundheit von Men- 
schen davon abhängt, wie schnell hilfebrin- 
gende Fahrzeuge die Betreffenden erreichen 
können? 

Ist die Bundesregierung bereit, aus den vor- 
genannten Gründen dafür Sorge zu tragen, 
eine solche Regelung bundesweit herbeizu- 
führen? 

Ist die derzeitige Wirtschafts- und Finanz- 
situation bei der Deutschen Bundesbahn und 
der Deutschen Bundespost das Ergebnis um- 
fassender Planung, das in der Regierungser- 
klärung vom Oktober 1969 als Notwendigkeit 
einer modernen Verkehrspolitik bezeichnet 
wurde, oder hat die Bimdesregierung eine 
derartige Planung nicht durchgeführt? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
sie die Situation bei der Deutschen Bundes- 
bahn und der Deutschen Bundespost bereits 
seit Anfang 1970 falsch eingeschätzt hat? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Kontroversen um die Preispolitik bei der 
Deutschen Bundesbahn und der Deutschen 
Bundespost zwischen dem Bundesminister für 
Verkehr und für das Post- und Fernmelde- 
wesen und dem Bundesminister für Wirtschaft 
und Finanzen seit Anfang 1970 die derzeitige 
Situation bei der Deutschen Bundesbahn und 
der Deutschen Bundespost wesentlich mitver- 
schuldet hat? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Jahr 
1971 die am 24. Dezember zur Beförderung 
eingelieferten Eilbriefe erst im Laufe des 

27. Dezember zu gestellt wurden, und wie kön- 
nen im laufenden Jahr 1972 bei Feiertagen 
solche Verzögerungen vermieden werden, ins- 
besondere im Hinblick darauf, daß zum Weih- 
nachtsfest 1972 eine 5tägige Beförderungs- 
dauer droht? 

Trifft es zu, daß den^ Verwaltungsrat der 
Deutschen Bundespost für seine Sitzung am 

28, Februar 1972 vom Bundesminister für Ver- 
kehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
Erhöhungen der Post- und Fernmeldegebühren 
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in Einzelfällen bis zu lOOVo vor geschlagen 
werden, und teilt die Bundesregierung die 
Auffassung, daß dies eine Folge ihrer Regie- 
rungspolitik ist? 

100. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die ge- 
Engelsberger planten Tariferhöhungen bei der Deutschen 
Bundespost, nachdem sie Preiserhöhungen der 
Automobilwerke in der Bundesrepublik 
Deutschland von 3 bis 5®/o als „riskant“ be- 
zeichnet hat? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 

101. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung gegen die 

Geisenhofer immer stärker werdenden Mietverzerrungen 

im sozialen Wohnungsbau zu tun? 

102. Abgeordneter Ist der Bundesregierung die Berechnung des 

Geisenhofer Bonner Städtebauinstituts bekannt, wonach 

z. B. in München die Mieten bei neuen Sozial- 
wohnungen bei einer Ausgangsmiete von 
3,80 DM pro qm-Wohnfläche nach 13 Jahren 
auf 8,11 DM — d. h. um 140®/o — steigen, weil 
in dieser Zeit die staatlichen Aufwendungszu- 
schüsse und sonstigen Vergünstigungen 
schrittweise wegfallen, wobei nicht einmal 
die steigenden Bewirtschaftungskosten be- 
rücksichtigt sind? 

Ist der Bundesregierung die Zahl der nach 
vorangegangener Obdachlosigkeit in entspre- 
chenden Unterkünften Untergebrachten in der 
Bundesrepublik Deutschland bekannt, und wie 
beurteilt sie die Aussichten, daß durch beson- 
dere Förderungsprogramme diese Bürger mög- 
lichst bald in bedarfsgerechten Wohnungen 
leben können? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsdie Beziehungen 

Treffen Meldungen zu, wonach das Wort 
„Deutsch" in einem Abkommen mit dem Groß- 
herzogtum Luxemburg gestrichen und durch 
das Wort „Bundesrepublik Deutschland" er- 
setzt werden soll? 

105. Abgeordneter Falls die Frage 104 bejaht wird, frage ich, ob 

Seiters es zutrifft, daß der Bundesminister für inner- 

deutsche Beziehungen diese Änderung „für 
erforderlich" hält, weil eine Einschränkung des 
Begriffs „Deutsch" auf Tatbestände der Bun- 
desrepublik Deutschland begriffslogisch die 
Konsecpienz nach sich zöge, daß Tatbestände 
der DDR nicht als „Deutsch" anzusehen sind? 


104. Abgeordneter 
Seiters 


103. Abgeordneter 

Konrad 
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106. Abgeordneter Sind Pressemeldungen richtig, wonach der 

Dr. Luda Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen 

behauptet, „die Verwendung des umfassenden 
Begriffs ,Deutsch' für Tatbestände der Bundes- 
republik Deutschland ist daher politisch nicht 
zu vertreten"? 

107. Abgeordneter Entspricht es den Tatsachen, daß zwischen dem 

Dr, Luda Bundeswirtschafts- und -finanzministerium 

und dem Bundesinnenministerium einerseits 
und dem Bundesministerium für innerdeutsche 
Beziehungen und dem Bundeskanzleramt an- 
dererseits eine Kontroverse darüber ausge- 
brochen ist, daß der Begriff „Deutsch" in inter- 
nationalen Verträgen der Bundesrepublik 
Deutschland im herkömmlichen nationalen 
Sinn nicht mehr verwendet werden soll? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


108. Abgeordneter Kann die Bundesregierung gegen die Errich- 

Jung tung des Kernkraftwerks Fessenheim/Elsaß 

Einspruch einlegen, weil die Sicherheitsvor- 
schrift, wonach im Umkreis von 10 Kilometern 
eines Flugplatzes kein Atomkraftwerk errich- 
tet werden darf, nicht eingehalten wird, wenn 
der vorgesehene Standort bleibt und damit die 
Entfernung zum deutschen Militärflugplatz 
Bremgarten nur etwa 6 Kilometer beträgt? 

109. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Aufbau der Universität 

Engholm Konstanz stagniert, bejahendenfalls welche 

Gründe haben nach Auffassung der Bundes- 
regierung dazu geführt, und welche Möglich- 
keiten zu ihrer Überwindung gibt es? 

110. Abgeordneter Bekennt sich die Bundesregierung noch zu 

Leicht dem Gnmdsatz, daß Lehre und Forschung an 

den Bedürfnissen von Staat, Gesellschaft und 
Wirtschaft ausgerichtet sein müssen? 

111. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung in den Praktiken 

Leicht einiger Hochschulinstitute nicht eine Gefähr- 

dung dieses Grundsatzes? 

112. Abgeordneter Bekennt sich die Bundesregierung noch zum 

Dr. Gölter herkömmlichen Leistungsprinzip an den Hoch- 

schulen? 

113. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Meinung, daß das 

Dr, Gölter schon vielfach praktizierte Kollektivexamen 

noch ihren Vorstellungen vom Leistxmgsprin- 
zip entspricht? 
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114. Abgeordneter Sind der Bundesregierung in letzter Zeit Fälle 
Picard bekannt geworden, in denen öffentliche Gelder 

an nicht legitimierte Studentenverbände ver- 
geben worden sind? 


115. Abgeordneter 

Baier 


Gedenkt die Bundesregierung, den linksextre- 
men Radikalismus an den Hochschulen zu 
tolerieren? 


116. Abgeordneter 

Dr. von 
Nordenskjöld 


117. Abgeordnete 

Frau Pieser 


118 Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


119. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 


120. Abgeordneter 

Dichgans 


121. Abgeordneter 

Dichgans 


Ist die Bundesregierung der Meinung, daß der 
bestehende Rechtsschutz für die Sicherung 
einer gedeihlichen Entwicklung des Hochschul- 
wesens ausreichend ist? 

Gedenkt die Bundesregierung, den Verband 
Deutscher Studentenschaften auch nach den 
Beschlüssen seiner letzten Mitgliederver- 
sammlungen weiterhin mit 'öffentlichen Mit- 
teln zu unterstützen? 

Was hat die Bundesregierung in der Vergan- 
genheit (seit 1969) unternommen, um die Ver- 
wendung der an den Verband Deutscher Stu- 
dentenschaften geleisteten Zuschüsse aus 
Bundesmitteln sowie Abgaben aus Pflichtbei- 
trägen zu überprüfen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um eine Finanzkontrolle der Studen- 
tenschaften an den Hochschulen der Bundes- 
republik Deutschland zu veranlassen, wie es 
dem Beiträgegesetz vom 24. März 1934 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 235), der Bundeshaushaltsord- 
nung und dem geltenden Hochschulrecht ent- 
spricht, um damit sicherzustellen, daß nicht 
mit öffentlichen Geldern rechts- und verfas- 
sungswidrige Aktionen finanziert werden? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
der Anteil der Kindergärten, der Vorschulen 
und der nichtakademischen Berufsausbildung 
in der Summe, die für Bildung in der Gesamt- 
heit aller öffentlichen Haushalte zur Verfü- 
gung steht, in Anbetracht des Bedarfs der 
Gesellschaft relativ zu klein, der Anteil der 
Hochschulen relativ zu groß ist? 

Ist der Forschungsbedarf der Gesellschaft in 
der Bundesrepublik Deutschland so groß, daß 
die Praxis vieler Fakultäten, z. B. der juristi- 
schen Fakultät Hamburg, gerechtfertigt ist, 
die den wissenschaftlichen Assistenten nur 
zwei Lehrstunden in der Semesterwoche, we- 
niger als ein Zehntel der Lehrbelastung eines 
wissenschaftlichen Lehrers in der Oberstufe 
der Gymnasien zumuten, mit der Folge, daß 
bei der Einstellung eines zusätzlichen Assi- 
stenten, begründet mit der höheren Studenten- 
zahl, jede dadurch gewonnene zusätzliche 
Lehrstunde etwa 400 DM kostet? 
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122. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
Dr, Bedier rung zu treffen, um die Verletzung der Gnmd- 

(Pulladi) rechte durch Terrorgruppen an unseren Hoch- 

schulen und Universitäten hintanzuhalten? 


123. Abgeordneter 

Dr. Becher 
(Pullach) 


Welche Maßnahmen hält sie für nötig, um eine 
weitere Auswirkung der von verschiedenen 
Hochschullehrern gepredigten Umsturztheo- 
rien und Praktiken auf unsere allgemeine 
Sicherheit einzudämmen bzw. abzustellen? 


124. Abgeordneter 

Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele 
deutsche Hochschullehrer wegen unerträgli- 
cher Beeinträchtigung ihrer Lehr- und For- 
schimgstätigkeit ihren bisherigen Wirkungs- 
bereich verlassen haben? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


125. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 


Teilt die derzeitige Bundesregierung die Auf- 
fassung, daß Friedenspolitik von allen bisheri- 
gen Bundeskabinetten als Hauptaufgabe be- 
handelt worden ist, imd daß die Außenpolitik 
darum vor allem seit der Friedensnote der 
Regierung Erhard/Schröder vom 25. März 1966 
betont als Friedenspolitik definiert wurde, so 
daß die Regierung Kiesinger/Brandt folge- 
richtig u. a. in ihrer Grundsatzerklärung vom 
30. Mai 1969 feststellen konnte: „Die Regie- 
rung der Bxmdesrepublik Deutschland führt 
ihre Friedenspolitik konsecpient fort."? 


126. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den offi- 
Dr. Jobst ziehen Kommentar in der „Prawda" vom 

22. Januar 1972 zur Erweiterung der EW'G, die 
als ein amerikanisch-britisches Komplott ge- 
gen den Willen der Völker bezeichnet wurde? 


127. Abgeordneter Muß aus der Erklärung von Staatssekretär Dr. 

Engelsberger Frank in Neu-Delhi, daß die langfristigen ge- 
meinsamen Ziele Indiens und der Bundesre- 
publik Deutschland höher zu bewerten seien 
als die Frage einer eventuellen Anerkennimg 
der „DDR" durch Neu-Delhi, nicht der Schluß 
gezogen werden, daß die völkerrechtliche An- 
erkennung Ost-Berlins durch Drittländer und 
die damit verbundene internationale Aufwer- 
tung der „DDR" von der Bundesregierung in 
Zukunft ohne weiteres hingenommen und kei- 
nesfalls mehr als abträglich für die Beziehun- 
gen der Bundesrepublik Deutschland zu die- 
sen Staaten angesehen wird, und steht am 
Schluß eines solchen Prozesses nicht zwangs- 
läufig die völkerrechtliche Anerkennung der 
„DDR" auch durch die Bimdesregierung? 
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128. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung dafür zu 
Dr, Hupka tun, daß entsprechend der „Information der 

Regierung der Volksrepublik Polen" außer 
Familienmitgliedern im Zuge der Familien- 
zusammenfassung auch jener Personenkreis in 
den Genuß dieser beiderseitigen Vereinbanmg 
kommt, der sich auf eine „unbestreitbare deut- 
sche Volkszugehörigkeit" berufen kann, zumal 
im jüngsten Bericht des Grenzdurchgangs- 
lagers Friedland erneut registriert worden ist, 
daß von diesem Personenkreis noch niemcind 
in die Bundesrepublik Deutschland hat aus- 
siedeln können? 
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B. Sdiriftlidie Fragen gemäß IV. der Riditlinien 


Gesdiäftsbereidi des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung, Maßnahmen zu 
Dr. Schmitt- ergreifen, um eine englischsprachige, deutsche 

Vochenhaiisen und internationale Ereignisse wiedergebende, 
Wochenschau zu unterstützen, die dazu bei- 
tragen würde, die Öffentlichkeitsarbeit der 
Botschaften in den asiatischen Ländern erheb- 
lich zu intensivieren? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


2. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


Welche Organisationen, Institute, Bildungs- 
einrichtungen, Tagungen, Lehrgänge, die sich 
mit Fragen der EWG und der Europäischen 
Integration befassen, werden seitens der Bun- 
desregierung in welcher Höhe unterstützt? 


3. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Mei- 
Engelsberger nung der sowjetischen Parteizeitung „Prawda", 
daß „Europa heute keine abgeschlossenen 
politischen Gruppierungen, sondern Vertrauen 
und Zusammenarbeit zwischen allen Staaten 
des Kontinents braucht", und muß aus dieser 
Stellungnahme nicht gefolgert werden, daß die 
Sowjetunion nicht bereit ist, die Realität der 
EWG anzuerkennen, sondern die Einigung 
Europas unter allen Umständen zu verhindern 
trachtet? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


4 . Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


Wird die Bundesregierung der deutschen 
Öffentlichkeit in absehbarer Zeit über die 
Tätigkeit der Rechts- und Linksradikalen so- 
wie ihrer Tarnorganisationen, vor allem im 
Bereich des öffentlichen Dienstes und in den 
Betrieben, eine Übersicht geben? 


5. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 


Wie hoch sind die Zahlen der Kinderausset- 
zungen und der Kindestötungen in der Bun- 
desrepublik Deutschland in den letzten zehn 
Jahren? 
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6. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung mit den beste- 

Pohlmann henden gesetzlichen Vorschriften (insbeson- 

dere § 89 Abs. 3 des Bundesbeamtengesetzes) 
für vereinbar — und ggf. mit welcher Begrün- 
dung — , wenn Bundesbeamte, die die allge- 
meinen Voraussetzungen für eine Beförderung 
(beispielsweise vom Inspektor zum Amtmann) 
erfüllen, die aber gleichzeitig ein Mandat als 
Stadtrat in ihrer Heimatstadt ausüben, nicht 
oder nur dann befördert werden, wenn sie in 
eine andere Stadt übersiedeln und das Stadt- 
ratsmandat aufgeben würden? 

1 . Abgeordneter Welche Möglichkeiten hat nach Auffassung 
Pohlmann der Bundesregierung ein Bundesbeamter, der 

in Ausübung seines Stadtratsmandats teil- 
weise an der Dienstleistung gehindert ist, 
eine Beförderung zu erreichen, ohne sein 
Stadtratsmandat aufgeben zu müssen? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen der 
Sportförderung die Sportvereine der Bundes- 
republik Deutschland in dem Bereich finan- 
ziell zu unterstützen, in dem die Vereine im 
Rahmen der Betreuung von vereinsangehöri- 
gen Spitzensportlern auch Aufgaben der natio- 
nalen Repräsentation, der Vorbereitung inter- 
nationaler Begegnungen und der überregio- 
nalen Betreuung durch vereinseigenes Perso- 
nal übernehmen? 

9. Abgeordneter In welcher Weise könnte gegebenenfalls eine 
Dr. Evers solche finanzielle Bezuschussung erfolgen, 

welche Mittel könnten hierfür bereitgestellt 
werden und in welcher Weise müßten die 
Vereine tätig werden, um in den Genuß einer 
derartigen Bezuschussung zu kommen? 

Wie kann nach Auffassung der Bundesregie- 
rung durch das Presserechtsrahmengesetz die 
innere Pressefreiheit (Unabhängigkeit der Re- 
daktionen gegenüber dem Verleger) vor al- 
lem im Hinblick auf eine objektive, vollstän- 
dige Berichterstattung in Gebieten mit regio- 
nalen Pressemonopolen gestärkt werden? 

Nach welchen Richtlinien erfolgt die Vergabe 
der für das Häitlingshilfegesetz im Bundes- 
haushaltsplan 1972 eingesetzten Mittel, und 
sieht die Bundesregierung für 1972 noch eine 
Möglichkeit — - zur Milderung sozialer Här- 
ten — , weitere Geldmittel zur Verfügung zu 
stellen? 

12. Abgeordneter Wann ist mit der Rechtsverordnung zur Rege- 

Kunz lung der Auszahlungen nach § 9 b des Häft- 

lingshilfegesetzes, zu der die Bundesregierung 
kraft Gesetzes ermächtigt ist, zu rechnen? 


10. Abgeordneter 

Jung 


11. Abgeordneter 
Kunz 


8. Abgeordneter 

Dr. Evers 
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13. Abgeordneter 

Wagner 

(Gün2burg) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen 
der herbeizuführenden Vereinheitlichung und 
Anpassung des Beihilf eredits für den Bereich 
der Beamten eine Regelung zu treffen, die 
dem Zweiten Krankenversicherungsänderungs- 
gesetz entspricht, wonadi auch für nicht ver- 
sicherungspflichtige Angestellte ein Arbeit- 
geberbeitrag zur Krankenversicherung zu ge- 
währen ist? 


14. Abgeordneter Wie viele Personen haben seit Inkrafttreten 

Wohlrabe der fünften Novelle zum Häftlingshilfegesetz 

Antrag auf Leistungen in den einzelnen Bun- 
desländern gestellt? 


15. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Durchführung der fünften 
Wohlrabe Novelle zum Häftlingshilfegesetz bei der für 

1971 zur Verfügung gestellten 16,8 Millionen 
DM in den einzelnen Bundesländern recht 
unterschiedlich erfolgt ist und wenn ja, auf 
welche Weise? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


16. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, eine gesetz- 
Baeudile . lidie Regelung vorzubereiten, die eine gere- 

gelte Anpassung des Erbbauzinses beinhaltet 
und bei der die besondere Interessenlage der 
Kleinsiedler berücksichtigt wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


17. Abgeordneter 

Dr. Sdiulze- 
Vorberg 


Kann die Bundesregierung mitteilen, wie sich 
der DM-Kurs für die europäische Verrech- 
nungseinheit „Grüner Dollar" durch die von 
der Bundesregierung veranlaßten Aufwertun- 
gen und die Kursfreigabe der DM bis heute 
entwickelt hat, und welche Maßnahmen die 
Bundesregierung ergriffen hat oder ergreifen 
wird, um diesen Kurs nach Möglichkeit un- 
verzüglich wieder deutlich zu verbessern? 


18. Abgeordneter Weiche Maßnahmen pressekartellrechtlicher 
Jung Art erwägt die Bundesregierung gegen die 

Beeinträchtigung bzw. Gefährdung der Mei- 
nungs- und Informationsfreiheit durch regio- 
nale Pressemonopole? 
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19. Abgeordnete Welches ist die Stellungnahme der Bundes- 
Frau Dr. Walz regierung zu den Ergebnissen der EWG-Ar- 
beitsgruppe Industriepolitik, und welche Fol- 
gerungen zieht sie hieraus für die eigene 
Industriepolitik? 

Trifft es zu, daß die Stadt Waldershof, Kreis 
Tirschenreuth, einen in Aussicht gestellten 
Zuschuß und ein in Aussicht gestelltes Dar- 
lehen des Bundes zur Industriegeländeer- 
schließung trotz der positiven Entwicklung der 
Stadt nicht mehr erhalten soll, da Waldershof 
noch nicht als Schwerpunktort eingestuft wur- 
de? 

Wird die Bundesregierung Initiativen dahin 
gehend ergreifen, daß die Motorradfahrer den 
Fahrern von Personen- und Kombinationswa- 
gen in der Weise gleichgestellt werden, daß 
auch ihnen eine Beitragsermäßigung bei scha- 
denfreiem und ununterbrochenem Verlauf 
ihrer Kraftfahrzeughaftpflichtversicherung ge- 
währt wird? 

22. Abgeordneter Trifft es zu, daß Steuervorteile für von Kriegs- 

Goltesleben blinden geführte Kleinbetriebe, wie sie der 

Deutsche Reichstag 1922 — also vor fünf 
Jahrzehnten — mit dem Umsatzsteuergesetz 
beschlossen hatte und wie sie in der Folge- 
zeit von allen Regierungen uneingeschränkt 
respektiert worden sind, sich seit zwei Jah- 
ren zum Gegenstand erheblicher Meinungs- 
verschiedenheiten zwischen dem Bundesfi- 
nanzministerium und dem Bund der Kriegs- 
blinden entwickelt haben, und wird dies von 
der Bundesregierung gebilligt? 

23. Abgeordneter Ist die Bundesregierung gewillt, dem Glau- 

Gottesleben benssatz der Wettbewerbsgleichheit auch in- 

sofern stattzugeben, daß für Kriegsblinde eine 
überkommene Rücksichtnahme nicht mehr gel- 
ten soll, und v/ie will die Bundesregierung 
des begründeten Vorwurfs entraten, kriegs- 
blinde Gewerbetreibende schlechthin für in zu 
zählenden Fällen beobachteten Mißbrauchs 
kollektiv zu strafen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


24. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob für das 
Zebisch Jahr 1972 bereits EWG-Mittel für die Bezu- 

schussung eines Teichbauprogramms vorge- 
sehen sind? 


21. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmert 


20. Abgeordneter 

Weigl 
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25. Abgeordneter 

Zebisch 


Werden der Bund und die Länder auch weiter- 
hin Mittel für die Teichwirtschaft zur Verfü- 
gung stellen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


26. Abgeordneter 

von Thadden 


Wann ist mit dem Abschluß der deutsch-fran- 
zösischen Beratungen in Paris über Grenz- 
gängerprobleme zu rechnen? 


27. Abgeordneter Ist mit einer Einigung über eine monatliche 
von Thadden statt der bisherigen vierteljährlichen Auszah- 
lung von Renten an ehemalige Grenzgänger 
zu rechnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugendr Familie und Gesundheit 


28. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


Trifft es zu, daß die beiden Abteilungsposten 
bei der Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung, von denen einer ständiger Ver- 
treter des zur Zeit auch ausgefallenen Präsi- 
denten sein soll, seit langem unbesetzt sind 
und darüber hinaus noch 8 der 22 Referenten- 
posten offen sind, obwohl Bewerbungen für 
diese Positionen seit langem vorliegen und die 
Aufgabenstellung der Bundeszentrale für ge- 
sundheitliche Aufklärung von eminenter Be- 
deutung ist, und welche Gründe sind dafür 
maßgebend? 


29. Abgeordneter Wird die Bundesregierung sich bemühen, die 
Schmidt Effektivität der Bundeszentrale für gesund- 

(Kempten) heitliche Aufklärung zu steigern und die mög- 

lichst baldige Besetzung der offenen Posten 
unter Berücksichtigung der vorliegenden Be- 
werbungen durchzuführen? 


30. Abgeordneter 

Burger 


Sind Meldungen zutreffend, wonach gegen- 
wärtig in der Bundesrepublik Deutschland die 
Verbreitung von Kopfläusen zunimmt? 


31. Abgeordneter 

Burger 


Wird dafür Sorge getragen, daß die zuneh- 
mende Häufigkeit des Befalls mit Kopf- und 
Filzläusen gestoppt wird? 
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Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


32. Abgeordneter Trifft es zu, daß Frankreich in der Studien- 

Picard gruppe „Sicherheitsglas" bei der Kommission 

der Europäischen Gemeinschaft einen Vor- 
schlag für einen Test zur Prüfung von Wind- 
schutzscheiben auf ihre Sicherheit eingebracht 
hat, bei dem die Bedingung erfüllt werden 
muß, daß bei 150 km Stundengeschwindigkeit 
bzw. der jeweiligen Höchstfahrgeschwindig- 
keit durch einen aufschlagenden Stein von 
bestimmtem Gewicht die Windschutzscheibe 
nicht zerstört, sondern höchstens ein Stück von 
bis zu 5 cm- herausgeschlagen werden darf, 
und wie ist die Auffassung der Bundesregie- 
rung zu dieser Versuchsbedingung, die nur 
von Verbundglas erfüllt werden kann? 

33. Abgeordneter Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung 

Picard zur verbesserten unabhängigen Prüfung der 

Sicherheit von Windschutzscheiben, z. B. in 
der Bundesanstalt für Straßenwesen oder 
durch die Zentralstelle für Unfallwesen, wobei 
auch die Frage zu prüfen wäre, ob, bis wann 
und unter welchen Voraussetzungen der Vor- 
schlag, den der deutsche Vertreter in der 
Studiengruppe „Sicherheitsglas" gemacht ha- 
ben soll, energieabsorbierende Scheiben zu 
verwenden, verwirklicht werden kann? 

34. Abgeordneter Wie weit sind die Bemühungen gediehen, die 

Flämig verschiedenen Träger des öffentlichen Nah- 

verkehrs in der Region Frankfurt zu einem 
Tarifverbund zusammenzuschließen, und wo 
soll der beabsichtigte Verkehrsverbund seine 
geographische Begrenzung finden? 

35. Abgeordneter Wie ist der Stand der Weiterführung des 

Haase Baus der Umgehungsstraße Itzehoe (westliche 

(Kellinghusen) Umgehung)? 

36. Abgeordneter Ist sichergestellt, daß nach Fertigstellung des 

Haase Überführungsbauwerks über die Eisenbahn- 

(Kellinghusen) linie Itzehoe — Westerland auch die Teilstrek- 

ken B 5-Bahnüberführung und Bahnüberfüh- 
rung-B 204 dem Verkehr übergeben werden 
können? 

37. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, für den 

Dr. Jahn Berlin-Verkehr die Verbindungsstrecke We- 

(B raunschweig) del — Lehre auszubauen und im Zuge der ver- 

kehrsmäßigen Erschließung des Großraums 
Braunschweig die Schunter-Linie im Ausbau 
zu berücksichtigen? 
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38. Abgeordneter Wie steht es um Planung und Genehmigung 

Josten der Umgehungsstraße Altenahr im Zuge der 

ßundesstraße 257? 

39. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 

Ollesch Oberpostdirektion Stuttgart, daß eine Laufzeit 

von sieben Tagen bei Drucksachen innerhalb 
eines Orts noch als normale Zustellung anzu- 
sehen ist? 

Ist die Bundesregierung bereit, ggf. auf eine 
schnellere Zustellung hinzuwirken und dafür 
Sorge zu tragen, daß die Auffassung der Ober- 
postdirektion Stuttgart nicht bei der gesamten 
Deutschen Bundespost Fuß faßt? 

Welche Literaturhinweise erhalten Teilnehmer 
der Akademie für Führungskräfte der Deut- 
schen Bundespost und anderer Bildungsein- 
richtungen des Bundes zur Vorbereitung auf 
das Thema Mitbestimmung? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


42. Abgeordneter Welche Konsequenzen gedenkt die Bundes- 
Dasch regierung bei der Wohnungs-, Siedlungs- und 

Strukturpolitik nach den Feststellungen des 
statistischen Bundesamts zu ziehen, nachdem 
die Krankheitshäufigkeit in Gemeinden von 
10 bis 50 000 Einwohnern um llVo, mit 50 bis 
100 000 Einwohnern um 23®/o und in den Groß- 
städten um 52Vo höher liegt als in den kleinen 
Orten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


43. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die in der mittel- 

Lenzer fristigen Finanzplanung vorgesehenen Mittel 

,für Kernforschung für ausreichend, wenn man 
eine Beibehaltung der derzeitigen Personal- 
stärke sowie eine entsprechende Investitions- 
quote bis 1975 unterstellt? 

44. Abgeordneter Welche Folgerungen zieht die Bundesregie- 

Lenzer rung aus der vom Bundesministerium für 

Bildung und Wissenschaft in Auftrag gegebe- 
nen Studie an das Quickborner Team zum 
Problem der Mobilitäf der Wissenschaftler an 
Forschungsinstituten für die Lösung der ak- 
tuellen Mobilitätsprobleme in den Forschungs- 
zentren? 


41. Abgeordneter 

Weigl 


40. Abgeordneter 

Ollesch 
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45. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die 

Dr. Hubrig Beschlüsse des Ministerrats vom 20. Dezem- 

ber 1971 zum Problem Euratom den Beschlüs- 
sen der Haager Gipfelkonferenz vom Dezem- 
ber 1969 Rechnung tragen? 

46. Abgeordneter Welche Folgerungen zieht die Bundesregie- 

Dr. Hubrig rung aus der Entschließung des Europäischen 

Parlaments über das Verfahren der Beschluß- 
fassung des Ministerrats der Gemeinschaft 
über ein Mehrjahresprogramm vom Dezem- 
ber 1971? 

47. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, ihre Hochschul- 

Dichgans Politik unter Nutzung von Erfahrungen auch 

der Hochschulpolitik marxistischer Länder neu 
zu überdenken in dem Sinne, daß ein Hoch- 
schulstudienplatz, der je Jahr und Student 
10 000 bis 15 000 DM aus Öffentlichen Mitteln 
in Anspruch nimmt, nicht ein selbstverständ- 
licher Bestandteil eines allgemeinen Bürger- 
rechts auf Bildung, sondern eine verpflich- 
tende Auszeichnung ist? 

48. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in diesem 

Dichgans Sinne den Bau und die Bereitstellung von 

Hochschulstudienplätzen auf den zu erwarten- 
den Bedarf der Gesellschaft, nicht auf die 
individuellen, im ZeitabLauf wechselnden 
Studienwünsche der Abiturienten auszurich- 
ten? 

49. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung einen 

Dr. Probst Forschungsauftrag zum Problem der Akade- 

mikersteuer an Professor von Weizsäcker gibt, 
und daß dieser gleichzeitig in verschiedenen 
anderen staatlichen Institutionen gegen Ent- 
gelt zu Problemen der Wissenschaftspolitik 
Stellung nimmt? . 

50. Abgeordnete Wie weit ist die Projektüberprüfungskommis- 
Frau Dr. Walz sion, die der ELDO-Rat nach dem jüngsten 

Fehlstart der EUROPA-II-Rakete zur Analyse 
der eingetretenen Situation eingesetzt hat, mit 
ihrem Bericht, der bis zum 31. Januar 1972 
vorliegen soll, damit der ELDO-Rat wie vor- 
gesehen bis Mitte Februar 1972 über die zu- 
künftige Entwicklung entscheiden kann? 


Bonn, den 28. Januar 1972 
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